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Vorblatt 


Stiftung für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegs- 
sachgeschädigte in außergewöhnlichen Härtefällen 

(Schriftlicher Bericht des Innenausschusses) 


A. Problem 

Durch die Anwendung der Vorschriften des Lastenausgleichs- 
gesetzes und anderer Kriegsfolgengesetze sind in einzelnen 
Fällen oder zahlenmäßig kleinen Gruppen von Fällen Härten 
bekanntgeworden. 


B. Lösung 

Erweiterung der Regelung über den Härtefonds des Lastenaus- 
gleichsgesetzes. 


C. Alternativen 

Errichtung einer „Stiftung für Vertriebene, Flüchtlinge und 
Kriegssachgeschädigte in außergewöhnlichen Härtefällen", aus 
deren Vermögen zur Beseitigung oder Verminderung dieser 
Härten Unterstützungen und Darlehen gewährt werden 
könnten. 


D. Kosten 

Die Kosten der erweiterten Regelung über den Härtefonds trägt 
der Ausgleichsfonds. 
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Schriftlicher Bericht 

des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Frau Jacobi (Marl) und 
Genossen eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Errichtung 
einer Stiftung für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegssach- 
geschädigte in außergewöhnlichen Härtefällen 

— Drucksache Vl/972 — 


A. Bericht des Abgeordneten Freiherr von Fircks 


Der Gesetzentwurf wurde mit Datum vom 19. Juni 
1970 beim Deutschen Bundestag eingebracht und von 
diesem in der 66. Sitzung am 18, September 1970 
nach kurzer Aussprache an den Innenausschuß 
federführend, den Rechtsausschuß mitberatend und 
den Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO überwiesen. 

Der Innenausschuß hat seine Beratungen in der 
Sitzung am 29. April 1971 abgeschlossen und dabei 
auch die Stellungnahmen des Rechtsausschusses vom 
11. Februar 1971 und des Ausschusses für Arbeit und 
Sozialordnung vom 21. Januar 1971 in seine Über- 
legungen einbezogen. Der Haushaltsausschuß wird 
seinen Bericht nach § 96 GO gesondert abgeben. 

Ziel des Gesetzentwurfes ist, zur Förderung der 
Vertriebenen, Flüchtlinge und Kriegssachgeschädig- 
ten, für die sich aus den Vorschriften des Lasten- 
ausgleichsgesetzes (LAG) oder anderer Kriegsfolgen- 
gesetze außergewöhnliche Härten ergeben, eine 
rechtsfähige Stiftung des öffentlichen Rechts zu er- 
richten. 


Aus dem Stammvermögen und den Erträgnissen 
der Stiftung sollten den Betroffenen zur Beseitigung 
oder Verminderung dieser Härten Unterstützungen 
und Darlehen gewährt werden. 

Im Innenausschuß ist eingehend darüber beraten 
worden, ob es angebracht ist, für diesen Personen- 
kreis eine eigene Stiftung zu errichten. Der Innen- 
ausschuß kam schließlich — in Übereinstimmung mit 
den Empfehlungen des mitberatenden Rechtsaus- 
schusses und des gutachtlich beteiligten Ausschusses 
für Arbeit und Sozialordnung — aus rechtlichen, 
rechtspolitischen und tatsächlichen Erwägungen ein- 
mütig ZU dem Ergebnis, daß es zweckmäßiger ist, 
dem Anliegen der Antragsteller durch eine Erweite- 
rung der Regelung über den Härtefonds des LAG 
Rechnung zu tragen. Aus diesem Grunde schlägt 
der Innenausschuß die Einfügung eines neuen § 301 b 
und die Anfügung einer Nummer 4 an § 323 Abs. 8 
Satz 1 ln der unter B. dieses Berichtes wiedergege- 
benen Fassung im Lastenausgleichsgesetz vor. 


Bonn, den 2. Juni 1971 


Freiherr von Fircks 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestags wolle beschließen, 

1, den Gesetzentwurf — Drucksache VI/972 — in 
der nachstehenden Fassung anzunehmen; 

2. die zu dem Antrag eingegangenen Petitionen für 
erledigt zu erklären. 


Bonn, den 2. Juni 1971 

Der Innenausschuß 

Dr. Schäfer (Tübingen) Freiherr von Fircks 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des I n n e n a u s s c h u s s e s 
(4. Ausschuß) 


Entwurf eines Vierundzwanzigsten Gesetzes zur Änderung des 
Lastenausgleichsgesetzes (24. ÄndG LAG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Das Lastenausgleichsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Oktober 1969 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1909), zuletzt geändert durch das Erste 
Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Hilfsmaß- 
nahmen für Deutsche aus der sowjetischen Besat- 
zungszone Deutschlands und dem sowjetisch besetz- 
ten Sektor von Berlin (1. FlüHÄndG) vom 10. Mai 
1971 (Bundesgesetzbl. I S. 445), wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. Nach § 301 a wird folgende Vorschrift eingefügt: 

.§ 301 b 

Leistungen in außergewöhnlichen Härtefällen 

(1) Sofern sich aus den Vorschriften dieses 
Gesetzes, des Reparationsschädengesetzes oder 
des Flüchtlingshilfegesetzes außergewöhnliche 
Härten ergeben, kann aus den Härtefonds ein 
angemessener Ausgleich gewährt werden. Dieser 
Ausgleich kann auch in einer einmaligen Beihilfe 
anderer Art als der in § 301 Abs. 3 genannten 


bestehen, wenn nur hierdurch die Härte beseitigt 
werden kann. 

(2) Der Härteausgleich wird gewährt 

1. aufgrund von Richtlinien des Präsidenten des 
Bundesausgleichsamtes, die der Zustimmung 
des für die Betreuung der Vertriebenen, 
Flüchtlinge und Kriegssachgeschädigten zu- 
ständigen Bundesministers und des Bundes- 
ministers der Finanzen bedürfen oder 

2. mit Zustimmung des Präsidenten des Bundes- 
ausgleichsamtes im Einzelfall. 

§ 320 Abs. 2 Satz 1 findet auf den Härteausgleich 
im Einzelfall nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 keine An- 
wendung. 

2. In § 323 Abs. 8 wird an Satz 1 nach einem Komma 
folgende Nummer 4 angefügt: 

„4. für die Gewährung von Leistungen nach 
§ 301 b". 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
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